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Zürich

SVP-Nationalrätin Therese Schläpfer vor dem Weiler Oberschneit, der zu der Gemeinde Hagenbuch gehört. Sie ist dort Gemeindepräsidentin. Foto: Sabina Bobst

Im April 2008 hatte der damals
22-jährige Schweizer in seiner
Wohnung imSeefeld eine 18-jäh-
rige Frauvergewaltigt.DasOber-
gericht verurteilte ihn deswegen
undwegenweitererDelikte zu ei-
ner Freiheitsstrafe von drei Jah-
ren undwies ihn in eine Einrich-
tung für junge Erwachsene ein.
Es stützte sich auf ein psychiat-
risches Gutachten, das unter an-
derem eine hyperkinetische Stö-
rung des Sozialverhaltens und
eine dissoziale Persönlichkeits-
störung diagnostizierte.

Der Mann hatte demnach
«massive Problememit Frauen».
In seiner Fantasie habe er sich als
«Playboy» gesehen, dabei aber
«in seiner träumerischen Reali-
tätsferne voller Grandiositätsge-
fühle» übersehen, dass seine At-
traktivität den Frauen offenbar
nicht genügt habe.Vor demHin-
tergrund seiner despektierlichen
Grundhaltung könnte bei seinen
Taten «allenfalls unbewusst ein
Rachebedürfnis an Frauen gene-
rell mitgespielt haben».

Verheerende Folgen
Die Beurteilung des Gutachters
war nach Einschätzung von zwei
anderen Gutachtern «sprachlich
abwertend» und «unzutreffend».
Die Folgen des Gutachtens, bei
demweder formale noch inhalt-
liche Qualitätsstandards einge-
haltenwordenwaren,warenver-
heerend.DerGutachter zog nicht
nur die falschen Schlüsse in Be-
zug auf die Schuldfähigkeit des
Mannes.

Eswurde auch eineMassnah-
me angeordnet, die seinem Ge-
sundheitszustand nicht ent-
sprach. Die Behandlung hatte
nicht nur keinen Erfolg, sondern
sie verschlechterte seinen Zu-
stand noch. Die Krankenge-
schichte des Mannes zeige ein-
drücklich auf, «welche schwer-
wiegenden Probleme sich aus
einer diagnostisch unscharfen
bzw. falschen Einordnung erge-
ben können», stellte eine Gut-
achterin imNovember 2019 fest.

Der heute 36-jährigeMann litt
eben nicht an einer dissozialen
Persönlichkeitsstörung, sondern
an einer sogenannten hebephre-
nen Schizophrenie, wie die neu
bestellte Gutachterin und der
neu bestellte Gutachter über
einstimmend diagnostizierten.
Das sei ein «tiefgreifender»
Unterschied, stellte das Oberge-
richt fest.

«Nicht optimal behandelt»
Der Mann, seit längerem psy-
chisch krank, zum Zeitpunkt der
Vergewaltigung sozial verwahr-
lost und «nicht optimal antipsy-
chotisch behandelt»,habemassi-
veAngstzustände gehabt und die
Realität verkannt. Aufgrund des
psychotischen Zustandes, so das
Obergericht, sei er schuldunfä-
hig, könnenicht bestraft, sondern
müsse freigesprochen werden.

Eine Entschädigung ist ge-
schuldet,weil derManneiner«für
ihnungeeigneten, freiheitsentzie-
hendenMassnahme» ausgesetzt
war, «in der eine ungenügende
und inadäquate Behandlung er-
folgte».Eine geeignete stationäre
Massnahme konnte erst mit fünf
JahrenVerspätung gestartetwer-
den. Für 1612 Tage Freiheitsent-
zug entschädigte ihn das Gericht
mit 112’840 Franken – was ver-
zinst 123’171 Franken macht.

Thomas Hasler

Entschädigung von
120’000 Franken
Revisionsprozess Einem zu
Unrecht Inhaftierten war
für 1612 Tage die Freiheit
entzogen worden.

Helene Arnet

Für die HagenbucherGemeinde-
präsidentin Therese Schläpfer
(SVP) ist das nichts anderes als
«Enteignung Privater». Sie em-
pört sich über eine Praxisände-
rung im Baurecht, die der Kan-
ton Zürich zurzeit vollzieht und
die viele Gemeinden stark be-
trifft. Und doch sorge das brisan-
teThema kaum fürAufsehen. Sie
mutmasst auch, weshalb das so
ist: «Weil das Schreiben so cha-
otisch verfasst ist.»

Das Schreiben, das Schläpfer
anspricht, kommt von der Zür-
cher Baudirektion und ging an
alle politischen Gemeinden des
Kantons. Und es hat es in sich.
Auf Seite 2 steht der Satz: «Auf-
grund einer Grobüberprüfung
der Kleinsiedlungen ist davon
auszugehen, dass rund die Hälf-
te der Kleinsiedlungen die Vor-
aussetzung für den Verbleib in
einer Bauzone nicht erfüllen …»

Das heisst: Möglicherweise
werden rund 130 Weiler aus der
Bauzone gekippt.Die betroffenen
Gemeinden verlieren Bauland,
betroffene Privatpersonen kön-
nen dort nicht mehr neu bauen.

Es geht umVerdichtung
ZumVerständnis: ImKanton Zü-
rich gibt es heute rund 300
«Kleinsiedlungen», also Weiler
oderAussenwachten.Davon sind
276 den Kernzonen zugewiesen,
der Rest befindet sich in der
Landwirtschaftszone.DieseKern-
zonen galten bis anhin im Kan-
tonZürich als Bauzonen,was laut
diesem Schreiben für rund die
Hälfte derWeiler bald nichtmehr
zulässig sein wird.

Der Zürcher Rechtsanwalt
Christian Juchler, derverschiede-

ne Gemeinden bei Baurechtsfra-
gen vertritt, sagt: «Ich bin fas-
sungslos, wie schlank diese Pra-
xisänderungoffenbardurchgeht.»
Bei der Baudirektion heisst es,
dass seitens der Gemeinden «ei-
nige Fragen» beimKanton einge-
gangen seien.«AbereinenWider-
stand stellen wir im Moment
nicht fest.»

Die Baudirektion hat diese Pra-
xisänderung nicht ganz freiwil-
lig vollzogen.Als derKanton 2015
den vollständig überarbeiteten
Richtplan demBundesrat zurGe-
nehmigung vorlegte, kam dieser
mit einemZusatz zurück. Er lau-
tete, dass die Kernzonen inWei-
lern «Nichtbauzonen» seien.
Neubauten sind dort «unzuläs-
sig». Erst jetzt zeigt sich allmäh-
lich, dass der Zusatz, der vorerst
kaum jemanden zu kümmern
schien, alles verkompliziert.

Laut Rechtsanwalt Juchler ist
es jüngst bei Rekursen gegen
Baugesuche in Weilern aufs Ta-
pet gekommen, dass hierwider-
sprüchliches Recht gelte. Der
Kanton formuliert das in seinem
Schreiben so: «DieAusscheidung
von Kernzonen im Zusammen-

hangmitWeilern, die formell zur
Bauzone gehören, zugleich aber
als Nichtbauzone gelten sollen,
ist in sich widersprüchlich.»

Deshalb will der Kanton jetzt
neu eine «Weilerzone» einfüh-
ren, die eine Nichtbauzone ist.
Bestehende Bauten sollen zwar
ersetzt sowie «weitergehend» als
in der Landwirtschaftszone um-
gebaut und erweitert werden
können.AberNeubauten auf bis-
lang unbebautem Land sind in
derneuenWeilerzone nichtmehr
erlaubt.

Diese neue Regelung ent-
spricht im Prinzip dem seit eini-
ger Zeit angesagten raumplane-
rischen Ziel der innerenVerdich-
tung. Es sei nicht zielführend,
dass eine wesentliche bauliche
Entwicklung in den «eigentli-
chen Weilern» stattfinde, heisst
es beim Kanton.

Ratlosigkeit in Gemeinden
Im Anhang des Kreisschreibens
listet die Baudirektion detailliert
auf,welche Kleinsiedlungen von
der Praxisänderung betroffen
sein könnten. Siewerde nun alle
diese überprüfen und festlegen,
welche derneuenWeilerzone an-
gehören sollen. Betroffen sind
Kleinsiedlungen in 74 Gemein-
den, besonders viele im Raum
Winterthur, im ZürcherOberland
und im Knonauer Amt.

Bis diese Überprüfung abge-
schlossen ist, muss jedes Bau-
vorhaben in einem Weiler dem
Kanton vorgelegt werden. Er
werde dann «einzelfallweise»
entscheiden.Dies führt zu einem
erheblichenMehraufwand: Laut
Markus Pfanner, Sprecher der
Baudirektion, sind seit August
2021 rund hundert Gesuche zur
Beurteilung eingegangen.

Wie eine Anfrage dieser Zeitung
bei einem guten Dutzend Ge-
meinden zeigt, diemit besonders
vielenWeilern auf der Liste auf-
geführt sind, herrscht dort vor
allem eines: Ratlosigkeit. Stell-
vertretend dafür sei die Gemein-
deWald im Oberland zitiert, die
mit achtWeilern aufgelistet ist.

Gemeindeschreiber Martin
Süss schreibt: «Wir können zur
Frage derWeilerkernzonen zum
heutigen Zeitpunkt schlichtweg
keine Stellung beziehen. Für uns
sindweder das Ziel derÜberprü-
fung noch diemöglichen Folgen
einerAufhebung nur ansatzwei-
se erkennbar.»

Der Stadtschreibervon Illnau-
Effretikon,PeterWettstein, denkt
bereits an die Auswirkungen ei-
ner solchen neuen Regelung:
«Eine Einstufung der bisherigen
Kernzonengebiete in Nichtbau-
zonen würde die Entwicklungs-
reserven reduzieren und könnte
zu teilweise überdimensionier-
ten städtischen Infrastrukturen
führen.» Er denkt zum Beispiel
an Schul- undVersorgungsanla-
gen. In seiner Gemeinde stehen
sieben Weiler auf der Liste des
Kantons.

Die Hagenbucher Gemeinde-
präsidentin und SVP-National-
rätin Therese Schläpfer sagt, ein
solcher Baustopp hätte auch für
ihre Gemeinde Konsequenzen –
alle sieben Weiler Hagenbuchs
stehen auf der Liste. «Wirmöch-
ten dort noch minim wachsen,
was dieAussicht verbessert, dass
ein Dorfladen oder ein Restau-
rant ein Auskommen hat.»

Laut Rechtsanwalt Juchler ist
die rechtliche Situation tatsäch-
lich verzwickt: Gemeinden ha-
ben Bau- und Zonenordnungen,
die vomKanton abgesegnetwur-

den, die nun derselbe Kanton
übersteuert. Und Privatpersonen
sind im Besitz von überbautem
oder nicht überbautemBauland,
das erheblich an Wert verliert,
wenn dieses in die neueWeiler-
zone umgezont wird.

Ist das Enteignung?
Er nimmt wie Gemeindepräsi-
dentin Schläpfer auch das Wort
Enteignung in den Mund, was
eine Entschädigung zur Folge
hätte.Wobei er gleichzeitig dar-
auf hinweist, dass das Bundes-
gericht in den letzten Jahren in
seiner Rechtsprechung für eine
solche «materielle Enteignung»
die Hürde hoch gesetzt hat.

Frage an die Baudirektion:
Werden solche Auszonungen
entschädigt? Antwort: «Das ist
noch offen.» Das sei im Rahmen
der Überprüfung zu klären.

Der Kanton stellt in Aussicht,
dass per Ende Jahr eine «Über-
gangsregelung» erlassen wird,
ohne genauer darauf einzuge-
hen, wie diese ausgestaltet ist.
Auch die Kriterien, die darüber
entscheiden, zu welcher Zone
eine Gebäudegruppe gehört,
werden noch ermittelt.

Es gebe aber Hinweise des
Bundes, dass mindestens fünf
bis zehn Gebäude, ein histori-
scher Siedlungsansatz, eine ge-
schlossene Einheit sowie eine
genügende Trennung von sons-
tigen Siedlungenvorhanden sein
müssten, um alsWeiler zu gelten
– und folglich der neuenWeiler-
zone zugeschlagen zu werden.

Die Auflage der Revision des
Bau- und Planungsgesetzes so-
wie desRichtplans ist imMoment
für 2023vorgesehen.Dabeiwür-
den die Gemeindenmiteinbezo-
gen, verspricht der Kanton.

Plötzlich ist das Baulandweg
Neue Zonenregelung Der Kanton will rund die Hälfte der Zürcher Weiler aus der Bauzone kippen.
Das kann Gemeinden und Private teuer zu stehen kommen.

Werden die
Auszonungen
entschädigt?
Der Kanton sagt:
«Das ist noch
offen.»


